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Emmanuel Macron ist Präsident Frankreichs 
 

Was folgt für Europa und die Europäische Union? 

 
von NORBERT F. TOFALL 

 

 Mit der Gründung seiner Bewegung „En Marche“ ist es Emmanuel Macron gelungen, viele 

Unzufriedene in Frankreich einzusammeln, Veränderungs- und Aufbruchstimmung zu verbreiten 

und einen neuen Führungs- und Gestaltungswillen des Staates auszustrahlen. 

 Es liegt Macron jedoch fern, den paternalistischen Wohlfahrtsstaat als Ursache für die französi-

schen Probleme zu identifizieren und die Staatstätigkeit prinzipiell zurückzuschrauben. 

 Und auch in der Europapolitik vertritt Emmanuel Macron einen konstruktivistischen Politikan-

satz. Er möchte neue zentralistische EU-Institutionen gründen, um die Probleme der Europäi-

schen Union zu lösen. 

 

 

Emmanuel Macron ist neuer Präsident Frank-

reichs. In seinem langen Wahlkampf seit Früh-

jahr 2016 hatte er seine Wahlkampfstrategie 

konsequent am Paradoxon der französischen 

politischen Kultur ausgerichtet - mit Erfolg. 

 

Einerseits neigt man in Frankreich zu aggressi-

ven Massenprotesten und militantem Wider-

stand gegen Reformvorhaben des Staates. Be-

sitzstandwahrung gepaart mit einem hohen Mo-

bilisierungsgrad treiben französische Regierun-

gen oftmals in die Defensive. Dazu kommt, daß 

politische Streiks in Frankreich erlaubt sind. 

Andererseits wird in Frankreich über alle Partei-

grenzen hinweg und in allen Bevölkerungs-

schichten der Primat der Politik über Wirtschaft 

und Gesellschaft anerkannt und die 

Allzuständigkeit des Zentralstaates gefordert. 

Die konstruktivistische Führungs- und Lenkungs-

rolle des Staates führt zu einem  gebrochenen 

Verhältnis zur Marktwirtschaft. Der dezentralen 

Lösung von Problemen und dem dezentralen 

evolutionären Wandel von Wirtschaft und Ge-

sellschaft werden kaum Chancen gegeben.  

 

Die Überforderung des Staates ist deshalb sys-

tematisch vorprogrammiert. Der Staat soll es 

richten. Aber wenn er es richten und dabei Ver-

krustungen und Besitzstände aufbrechen will, 

treiben ihn militante Proteste bis hin zu politi-

schen Streiks in die Defensive. Polarisierung 

durch Problemverschleppung ist die Folge.  

 

Und auch für Emmanuel Macron dürfte es nicht 

einfach werden, nach seinem langen Wahl-

kampf, der noch bis zum zweiten Gang der 



 
 

 
2 

Wahlen zur Nationalversammlung am 18. Juni 

2017 andauern wird, die Polarisierung durch 

Problemverschleppung zu beenden. Mit der 

Gründung seiner neuen Bewegung „En Marche“ 

ist es ihm zwar gelungen, viele Unzufriedene 

einzusammeln, Veränderungs- und Aufbruch-

stimmung zu verbreiten und einen neuen Füh-

rungs- und Gestaltungswillen des Staates auszu-

strahlen. Andererseits hat er aber auch den Ein-

druck vermittelt, nichts an der „Komfortzone“ 

der staatlichen Fürsorge und des Wohlfahrts-

staates ändern zu wollen, was wirklich wehtun 

könnte. Durch Reformen soll der französische 

Wohlfahrtsstaat effizienter werden. Den pater-

nalistischen Wohlfahrtsstaat jedoch als Ursache 

für die französischen Probleme zu identifizieren 

und den Staat prinzipiell zurückzuschrauben, 

damit ein dezentraler evolutionärer Wandel von 

Wirtschaft und Gesellschaft gelingen kann, liegt 

Macron fern. Und ganz unabhängig davon ist es 

fraglich, ob Macron zumindest erst einmal die 

notwendigen Mehrheiten für die von ihm ver-

sprochenen Effizienzreformen des französischen 

Wohlfahrtsstaates in der Nationalversammlung 

organisieren kann. 

 

Auch in der Europapolitik vertritt Emmanuel 

Macron einen konstruktivistischen und 

zentralistischen Politikansatz. Er möchte neue 

zentralistische Institutionen gründen, um die 

europäischen Probleme und die Probleme der 

Europäischen Union zu lösen. Nicht ein Zurück-

schrauben des europäischen Zentralismus, der 

letztlich zum Brexit geführt hat, ist sein Pro-

gramm, sondern ein weiterer Schub in Richtung 

Zentralisierung sowie monetärer und fiskali-

scher Planwirtschaft. So soll die EU einen massiv 

höheren Haushalt erhalten. Ein europäischer Fi-

nanzminister soll für die Eurozone eingesetzt 

werden. Die nationalen Staatsschulden möchte 

Macron europäisieren, also vergemeinschaften. 

Eurobonds sollen emittiert werden. Wie er mit 

diesem Programm weitere Austrittsbestrebun-

gen aus der EU verhindern will, bleibt sein Ge-

heimnis. Im Grunde vertritt Macron mit diesen 

Forderungen eine Europapolitik der weiteren 

Spaltung der EU, in welcher die südlichen, ro-

manischen Länder gegen den Norden stehen. 

Zudem ist es ein Politikansatz, mit dem unge-

löste nationale Probleme wie die Staatsver-

schuldung immer weiter auf die europäische 

Ebene verlagert werden sollen.  

 

Ob der neue französische Präsident seine euro-

papolitischen Vorstellungen wird umsetzen kön-

nen, dürfte zum einen im nicht unwesentlichen 

Umfang vom Ausgang der Bundestagswahlen in 

Deutschland abhängen. Bleibt Angela Merkel 

Bundeskanzlerin, dürften neue EU-Institutionen 

und Eurobonds unwahrscheinlicher sein. Wahr-

scheinlich ist dann das bisherige konzeptlose 

europapolitische Durchwurschteln. Sollte je-

doch Merkels Herausforderer Martin Schulz 

Bundeskanzler werden, sind neue EU-Institutio-

nen, Eurobonds und ein weiterer Zentralisie-

rungsschub in der EU naheliegend.  

 

Zum anderen dürften die Erfolgsaussichten für 

Macrons Europapolitik vom Verlauf der Brexit-

verhandlungen mit Großbritannien beeinflußt 

werden. Allen Geschlossenheitsappellen zum 

Trotz werden in den laufenden Verhandlungen 

einzelne EU-Länder oder Ländergruppen schon 

lange gehegte Wünsche in der EU durchsetzen 

wollen und könnten ihre Zustimmung zu einem 

Austrittsabkommen mit Großbritannien von 

Bewegung in diesen Bereichen abhängig ma-

chen. Italien betreibt seit Jahren eine Europa-

politik der Verschiebung nationaler Probleme 

auf die EU, was zur Zeit an seiner Bankenret-

tungspolitik besonders auffällig zu beobachten 

ist. Wie würde Deutschland reagieren, wenn 

Frankreich und Italien in einer strategisch für sie 

günstigen Situation ihre Zustimmung zu einem 

Brexit-Abkommen von der damit eigentlich 

sachfremden Frage der Einführung von Euro-
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bonds abhängig machten? Würde eine deutsche 

Bundesregierung unter Angela Merkel dann ein 

Brexit-Abkommen scheitern lassen?  

 

Auf jeden Fall ist Emmanuel Macron kein Part-

ner für EU-Reformen im Sinne von weniger Zen-

tralismus und Planwirtschaft in Europa. Unge-

wollt könnte Macron deshalb durch die Umset-

zung seiner europapolitischen Vorstellungen 

eine weitere Polarisierung zwischen Süden und 

Norden innerhalb der EU hervorrufen und damit 

jenen destruktiven Kräften Auftrieb geben, wel-

che die EU als solche bekämpfen oder aus ihr 

austreten wollen.  

 

Die innen- und europapolitischen Realitäten 

und Minenfelder könnten Macron insgesamt 

schnell vom jungen Hoffnungsträger zum blo-

ckierten Reformer werden lassen. Es ist noch 

nicht lange her, daß in Italien ein junger Mann 

mit sozialliberalen Vorstellungen angetreten 

war, um den Wohlfahrtsstaat zu reformieren 

und verkrustete Elitestrukturen aufzubrechen. 

Emmanuel Macron könnte in Frankreich schnell 

die gleichen Erfahrungen des Scheiterns 

machen wie Matteo Renzi in Italien. 
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